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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit rund 66.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene. 

Der Bayerische Anwaltverband e.V. (BAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in Bayern. Er vertritt die Interessen der 

Anwaltschaft in Bayern und – in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Anwaltverein 

(DAV) – auch auf nationaler und internationaler Ebene.  

 

Der Deutsche Anwaltverein e.V. und der Bayerische Anwaltverband bedanken sich für 

die Möglichkeit zur Stellungnahme und begrüßen den oben genannten Entwurf. 

 

Der Gegenstand dieser Stellungnahme beschränkt sich ausschließlich auf die 

landesrechtlichen Ausführungsregelungen zur psychosozialen Prozessbegleitung, wie 

sie in Art. 3 des BayStrAG enthalten sind.1 

 

Es handelt sich um einen insgesamt sehr erfreulichen Entwurf zur Ausführung des 

Gesetzes über die psychosoziale Prozessbetreuung im Strafverfahren. Viele Aspekte 

wurden unter Hinzunahme bestehender verwaltungsverfahrensrechtlicher 

Regelungsmöglichkeiten prägnant und effizient einer umsichtigen Lösung zugeführt. 

Gleichzeitig bleiben einige gewichtige Aspekte zu überdenken und aus unserer Sicht zu 

optimieren bzw. zu ergänzen. 

 

I.  Zusammenfassung 

Das PsychPbG hat mit Blick auf die Aus- und Weiterbildungsinhalte bewusst nur 

Mindestanforderungen und Rahmeninhalte vorgegeben. Sie mit den Inhalten zu füllen, 

die die Grundlage für eine hohe Qualität der psychosozialen Prozessbegleitung im 

Freistaat Bayern legen, ist Aufgabe und Chance zugleich – gerade auch, um einer 

kontraproduktiven Interaktion mit strafverfahrensrechtlichen Vorgängen vorzubeugen. 

Das BayStrAG sollte daher die unerlässlichen Aus- und Weiterbildungsinhalte nennen. 

Dabei wird es u.a. wesentlich sein, die Vermittlung hinreichender Kenntnisse zur 

                                                 
1
    Daher wird, soweit nicht anders gekennzeichnet, mit der Nennung des BayStrAG ausschließlich auf 

Art. 3 BayStrAG Bezug genommen. 



 - 4 - 

Vermeidung einer unbewussten Einflussnahme auf die Aussagegenese der begleiteten 

Opfer zu verlangen. 

 

Weiter sollte die regelmäßige Teilnahme an fachspezifischen Fortbildungen 

verpflichtend sein. Das Gleiche gilt für die regelmäßige und aktive Teilnahme an einer 

Supervision. Durch dieses aus anderen Bereichen längst etablierte Instrument der 

Eigenvorsorge lässt sich eine nachhaltige Qualitätssicherung effektiv sicherstellen. 

 

Wir begrüßen sehr die zeitliche Einbettung der vorzuweisenden Berufserfahrung sowie 

die Befristung einer Anerkennung von psychosozialen Prozessbegleitern. Auch die 

Möglichkeit einer Anerkennung mit Nebenbestimmung bzw. Auflagen sowie deren 

nachträglicher Erteilung wird vom DAV sehr unterstützt. 

 

Sollten für eine Übergangszeit nach dem Inkrafttreten Anerkennungen von noch nicht 

(fertig) ausgebildeten psychosozialen Prozessbegleitern ermöglicht werden, so sollte 

dies als Ausnahmeregelung und streng bedarfsorientiert erfolgen, um nicht einerseits 

der jungen psychosozialen Prozessbegleitung in ihrer Akzeptanz und andererseits 

denjenigen, denen sie zu unterstützen gedacht ist, ungewollt einen größeren Schaden 

zuzufügen, als der beabsichtigte Nutzen einer Bedarfsdeckung für wenige Monate es 

aufwiegen kann. 

 

II. Vorbemerkung 

Das Gesetz über die psychosoziale Prozessbegleitung im Strafverfahren (PsychPbG) 

stellt klar, dass die psychosoziale Prozessbetreuung eine Betreuung ist, die die 

rechtliche Betreuung eines Opfers im Strafprozess nicht ersetzt, sondern sie ergänzt. 

Die Begründung führt mit Blick auf die Zielsetzung des Gesetzes aus, dass die hiermit 

verbundene Interessenstärkung von Opfern im Strafverfahren die im System des 

Strafverfahrens grundsätzlich angelegte Rollenverteilung nicht ändern darf und auch die 

Verteidigungsrechte des Beschuldigten nicht über Gebühr beschränkt werden dürfen. 

Es ist deshalb auch für die Umsetzung und Ausführung des PsychPbG essenziell, den 

spezifischen Auftrag der psychosozialen Prozessbegleitung abzubilden und durch 

normative Vorgaben zu gewährleisten. 
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Das BayStrAG steht vor der Herausforderung, das der StPO bislang unbekannte 

Instrument der psychosozialen Prozessbegleitung für den Freistaat Bayern so 

auszugestalten, dass in diesem sehr sensiblen Bereich eine hohe Qualität der 

psychosozialen Dienstleistung einerseits sowie ihre reibungslose Integration in das 

strafrechtliche Verfahren andererseits gewährleistet wird. Eine fundierte berufliche 

Erfahrung und eine fortgesetzt fachlich besondere Qualifikation der psychosozialen 

Prozessbegleiter bilden hierfür eine unerlässliche Grundlage. 

 

Einer rechtlichen Beratung haben sich die psychosozialen Prozessbegleiter dagegen 

ebenso strikt zu enthalten, wie einer irgendwie gearteten Einflussnahme auf das 

Strafverfahren. 

 

Was zunächst selbstverständlich klingt, ist bei genauerer Betrachtung – v.a. für den 

Bereich der unbewussten Einflussnahme auf das Strafverfahren – kein „Selbstläufer“. 

Die Grenze zu einer falsch verstandenen „Prozessförderung“ und die fehlende 

Trennung von rechtlicher und psychosozialer Betreuung der Opfer ist erheblich 

fließender als auf den ersten Blick vermutet. Auch unbewusste Fehler in diesem 

Bereich führen nicht nur zu erheblichen verfahrensrechtlichen Problemen, sondern zu 

einer massiven Schwächung der Opfer und damit derjenigen, zu deren Nutzen die 

psychosoziale Prozessbegleitung geschaffen wurde. Dem Landesgesetzgeber kommt 

hier mit Blick auf die Ausgestaltungregelungen des BayStrAG eine entscheidende Rolle 

zu. 

 

Den wichtigsten Problemkreis bilden in diesem Zusammenhang die Rekonstruktion der 

Aussagegenese und die Gefahr einer (unbewussten) Einflussnahme auf das 

Aussageverhalten der Opferzeugen. Fehler in diesem Bereich werden unweigerlich 

dazu führen müssen, dass die Verteidigung den Finger mit einigem Recht in diese 

Wunde legen wird. Mit der intensiven und unangenehmen Befragung durch die 

Verteidigung erhöht sich aber auch für das Opfer die Gefahr einer sekundären 

Viktimisierung erheblich. Im Ergebnis geschieht dann das, was durch die psychosoziale 

Prozessbegleitung gerade vermieden werden soll. 

 

Aus diesem Grund ist insbesondere der Aspekt der Vermeidung einer (unbewussten) 

Einflussnahme durch gesetzliche Vorgaben in Aus- und Fortbildung noch stärker in den 
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Fokus des BayStrAG zu nehmen. 

 

Bei der konkreten Beiordnung der psychosozialen Prozessbegleitung im Einzelfall sollte 

auch sichergestellt sein, dass die Wünsche der Geschädigten – soweit solche geäußert 

werden – vorrangig berücksichtigt werden und auch eine Auswechslung im Einzelfall 

ohne größere Hürden für die Geschädigten möglich ist. Um Sinn und Zweck der 

psychosozialen Prozessbegleitung nicht zu gefährden, ist eine Prozessbegleitung durch 

eine von dem jeweils Geschädigten nicht gewünschte Person ebenso zu vermeiden, 

wie das Oktroyieren einer insgesamt abgelehnten psychosozialen Prozessbegleitung. 

 

III. Stellungnahme im Einzelnen: 

1. 

Zu Abs. 1 S. 1: Anerkennung von psychosozialen Prozessbegleitern 

a) Während in § 3 Abs. 2 Satz 2 PsychPbG lediglich statuiert ist, dass ein 

psychosozialer Prozessbegleiter über praktische Berufserfahrung in einem der unter 

Satz 1 genannten Bereiche verfügen muss, verlangt Abs. 1 S. 1 BayStrAG in der 

Regel eine mindestens zweijährige praktische Berufserfahrung, die innerhalb der 

letzten 8 Jahre erworben sein muss. 

 

Die Einbettung der 2-jährigen Berufserfahrung in einen Bezugszeitraum (hier 8 

Jahre) wird ausdrücklich begrüßt; das BayStrAG geht hiermit im Ländervergleich 

einen erfreulichen Sonderweg. 

 

Allerdings erscheint der gewählte Bezugszeitraum von 8 Jahren insgesamt recht 

lang gewählt. Hier gilt zu bedenken, dass die Aufnahme dieser fachlich 

anspruchsvollen und persönlich sehr herausfordernden Tätigkeit nach 6 Jahren 

Berufsabwesenheit wohl nur mit erheblicher Mühe gelingen dürfte. Dies gilt nicht 

zuletzt auch deshalb, weil die psychosoziale Prozessbegleitung regelmäßig nicht im 

Team, sondern in Eigenverantwortung erfolgt, so dass auf die Synergieeffekte eines 

Teams nicht ohne Weiteres zurückgegriffen werden kann. Wir plädieren daher für 

einen Bezugszeitraum von 5 bis maximal 6 Jahren, in denen die praktische 

Berufserfahrung erworben worden sein muss. 
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Wir sind zudem der Ansicht, dass – gerade bei Berufseinsteigern – grundsätzlich 

eine 3-jährige Berufserfahrung gefordert werden sollte. Eine bloß zweijährige 

berufliche Tätigkeit ausreichen zu lassen, die unter Umständen bislang keinerlei 

Bezüge zur Opferhilfe aufweist, scheint zu kurz bemessen. Gerade die 

psychosoziale Prozessbegleitung erfordert eine hohe soziale Kompetenz, die nicht 

primär durch theoretische Ausbildung, sondern vor allem durch berufliche Erfahrung 

erworben wird. Wir schlagen daher vor, die erforderliche Dauer einer praktischen 

Berufserfahrung auf grundsätzlich 3 Jahre festzulegen und nur in Ausnahmefällen – 

namentlich einer einschlägigen Berufserfahrung im Bereich der Opferhilfe – eine 

Verkürzung auf 2 Jahre zuzulassen. Die von hier vorgeschlagene „3-2-Regelung“ 

trägt der notwendigen praktischen Qualifikation der jeweiligen Prozessbegleitung 

besser Rechnung. 

 

b) Hinsichtlich der persönlichen Zuverlässigkeit nach Abs. 1 Nr. 3 sollte mit Blick auf 

Art. 12 GG zugleich klar sein, dass Vorverurteilungen wegen Fahrlässigkeitsdelikten 

oder wegen Bagatelldelikten nicht per se zur Verneinung der persönlichen 

Zuverlässigkeit führen können. Es erscheint daher eine sachgerechte Eingrenzung 

von Vorstrafen vonnöten. In diesem Zusammenhang führt die Gesetzesbegründung 

aus, dass insbesondere bei einschlägigen Vorverurteilungen im Jugendschutz-

bereich eine Anerkennung ausscheiden muss. Wir unterstützen dies. Auch aus 

unserer Sicht dürften vorsätzlich begangene Straftaten, die typischerweise einen 

Bezug zu den Personengruppen aufweisen, deren Mitglieder im Rahmen der 

psychosozialen Prozessbegleitung regelmäßig zu betreuen sind (Kinder, 

Jugendliche, besonders schutzbedürftige Personen) die persönliche Zuverlässigkeit 

ausschließen. Dies gilt jedenfalls auch für solche Vorverurteilungen, die eine 

vorsätzliche Begehung der in § 397a Abs. 1 Nr. 1-5 StPO aufgeführten Straftaten 

betreffen und sollte auf solche Vorsatztaten ausgedehnt werden, die entweder ein 

Verbrechen zum Gegenstand haben oder primär das Schutzgut der Rechtspflege 

betreffen (z.B. Aussagedelikte, Strafvereitelung). Die Schwere einer Verurteilung 

wegen eines Verbrechens sowie die unmittelbare Nähe der psychosozialen 

Prozessbegleiter zum strafprozessualen Verfahren und die von ihnen unbedingt zu 

beachtenden Belange der Rechtspflege lassen die persönliche Zuverlässigkeit eines 

psychosozialen Prozessbegleiters im Falle einer Verurteilung im oben genannten 

Sinne (jedenfalls bis zur Tilgungsreife aus dem Bundeszentralregister) ebenfalls 
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entfallen. Zur Sicherstellung einer hinreichend bestimmten und vorhersehbaren 

Anwendungspraxis empfiehlt es sich, in den Gesetzestext (hilfsweise jedenfalls in 

die Gesetzesbegründung) eine entsprechende klarstellende Konkretisierung 

aufzunehmen. 

 

c) Die Möglichkeit der Anerkennung unter Erteilung von Nebenbestimmungen oder 

Auflagen bzw. deren nachträgliche Anordnung wird von hier ebenso sehr begrüßt, 

wie die befristete Anerkennung. Wir geben insoweit jedoch folgendes zu bedenken: 

 

Das zeitliche Auseinanderfallen von Befristungsdatum einerseits und der 

gerichtlichen Beiordnung andererseits ist zu vermeiden. In Fällen der gerichtlichen 

Beiordnung ist ein vorzeitiges Ende der Prozessbegleitung wegen Erreichens des 

Befristungsdatums nicht sinnvoll und für die begleitete Person wegen des 

aufgebauten Vertrauensverhältnisses kontraproduktiv. Vorgeschlagen wird insoweit 

eine Ergänzung der Regelung dahingehend, dass im Falle einer gerichtlichen 

Beiordnung die Anerkennung nach Abs. 1 S. 1 und 2 auch nach Ablauf der Frist für 

das Verfahren fortwirkt, in dem die Beiordnung erfolgt ist. 

 

Mit Blick auf die fortgesetzte oder wiederholte Anerkennung erscheint die Wortwahl 

in Abs. 1 S. 3 2. HS („wiederholte Anerkennung ist möglich“) missverständlich: Sie 

legt nahe, dass die einmalige Anerkennung den Regelfall darstellt. Tatsächlich 

jedoch dürfte eine erneute Anerkennung mit Blick auf Art. 12 GG der in der Praxis 

anzutreffende und (bei Vorliegen der Anerkennungsvoraussetzung und 

entsprechendem Antrag) zugleich den verfassungsrechtlich gebotenen Regelfall 

darstellen. Wir schlagen insoweit eine alternative Formulierung vor: „Bei Vorliegen 

der Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 soll die Anerkennung auf Antrag erneut 

erfolgen“. 

 

2. 

Zu Abs. 2: Anerkennung von Aus- und Weiterbildungen 

In Abs. 2 BayStrAG werden die Voraussetzungen für die Anerkennung der Aus- und 

Weiterbildungsanbieter normiert. Mit Blick auf die zu vermittelnden fachlichen 

Kenntnisse werden jedoch keine konkreten Anforderungen benannt. In der Begründung 

wird auf die jeweils geltenden Fachstandards und den Beurteilungsspielraum der 
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anerkennenden Behörde verwiesen. 

 

Wir halten die Abwesenheit von inhaltlichen Vorgaben für ausgesprochen 

problematisch. Das neue – und sich demzufolge noch stark fortentwickelnde – 

Instrument der psychosozialen Prozessbegleitung bedarf inhaltlich scharfer Konturen; 

hiermit korrelieren eine besondere Qualifikation der Prozessbegleiter und die 

Sicherstellung dieser Qualität durch entsprechende Anforderungen an die zu 

vermittelnden Inhalte. Nur so lässt sich weitmöglich sicherstellen, dass eine nahtlose 

Integration (und Akzeptanz) des jungen Instruments in die strafverfahrensrechtlichen 

Abläufe ermöglicht wird. Die Konkretisierung der inhaltlichen Mindestanforderungen 

stellt auch sicher, dass die eingesetzten Prozessbegleiter der häufig besonders 

belastenden Ausnahmesituation der Geschädigten fachlich gerecht werden können. 

 

Die sich für das Strafverfahren ergebenden Probleme hat bereits der 

Bundesgesetzgeber erkannt und in § 2 Abs. 2 S. 2 PsychPbG ausdrücklich 

aufgegriffen. Er hat es sodann den Landesgesetzgebern überlassen, hierfür die 

notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. Dies sollte wahrgenommen werden. Die 

Ausführungsregelungen anderer Länder mögen hier eine erste Ausgangsgrundlage 

bilden. Am dringlichsten jedoch ist – nicht zuletzt mit Blick auf die in § 3 Abs. 3 

PsychPbG geforderten Kompetenzen im Bereich der Kommunikationsfähigkeit und 

Beratungskompetenz – die Sicherstellung einer verfahrensfördernden 

Prozessbegleitung dergestalt, dass durch die Prozessbegleitung die Aussage der 

Opferzeugen in jedem Fall unbeeinflusst bleibt.  

 

Wie bereits einleitend ausgeführt, ist für die Wahrheitsfindung und den Opferschutz im 

Strafverfahren gleichermaßen von essentieller Bedeutung, dass sich die jeweilige 

psychosoziale Prozessbegleitung der lauernden Fallstricke der (unbewussten) 

Einflussnahme auf die Aussage und deren Entwicklung bewusst ist. Das lässt sich 

jedoch nur realisieren, wenn ein Problembewusstsein geschaffen und die 

Prozessbegleiter für ungewollte Auswirkungen eines Kommunikationsverlaufs mit dem 

Opfer zuverlässig sensibilisiert werden. Dafür sind zwangsläufig hinreichende 

Kenntnisse der Aussagepsychologie und methodische Grundsätze der 

Zeugenbefragung zu vermitteln. So können die Prozessbegleiter die nötige 

Aufmerksamkeit erhalten und irreversible Fehler vermeiden. 
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Die Aufnahme der Vermittlung dieser spezifischen Kenntnisse in den Aus- und 

Weiterbildungskatalog dient nicht nur der qualitativen Sicherung der Strafverfahren mit 

Blick auf die Verwendung der Aussagen von Opferzeugen, sondern aus den oben 

dargestellten Gründen im Wesentlichen der Vermeidung einer sekundären 

Viktimisierung durch die kritische Vernehmung der Verteidigung hinsichtlich 

Aussagegenese und -konstanz. Sie dient nicht zuletzt auch dem Schutz der 

Prozessbegleiter, die in der Gefahr stehen, sich gegen den Vorwurf der – bewussten 

oder unbewussten – Beeinflussung des Aussageverhaltens des Opferzeugens 

behaupten zu müssen. Die normative Verankerung einer Vermittlung dieses 

Fachwissens darf daher als eines der elementarsten und in der Praxis sehr 

bedeutsamen Bestandteils der Aus- und Weiterbildung bezeichnet werden. 

Insgesamt wird daher dringend angeregt, von der in § 3 Abs. 4 iVm. § 4 PsychPbG 

vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch zu machen, den inhaltlichen Rahmen von zu 

vermittelnden fachlichen Kenntnissen näher zu bezeichnen und in diesen insbesondere 

die Vermittlung von Grundkenntnissen der Aussagepsychologie und der methodischen 

Grundsätze der Zeugenbefragung aufzunehmen. 

 

3. 

Fehlen besonderer Pflichten des psychosozialen Prozessbegleiters 

Das BayStrAG enthält bedauerlicherweise keine Normierung besonderer Pflichten des 

psychosozialen Prozessbegleiters. 

 

a) Das Bestehen einer Verschwiegenheitsverpflichtung für den psychosozialen 

Prozessbegleiter wird nicht normiert. Das sollte bereits aus Klarstellungsgründen 

nachgeholt werden. Hierfür spricht auch, dass die parallele Existenz von einer 

berufsrechtlichen Verschwiegenheitsverpflichtung einerseits und den 

uneingeschränkten gesetzlichen Auskunftspflichten (und damit auch dem Fehlen 

von Zeugnisverweigerungsrechten der psychosozialen Prozessbegleiter) 

andererseits nicht ohne weiteres nachvollziehbar und oft unbekannt ist; es empfiehlt 

sich daher eine unmissverständliche und entsprechend klarstellende Normierung. 

 

b) Außerordentlich vermisst wird die Pflicht zur fachspezifischen Fortbildung. Aus § 4 

PsychPbG folgt, dass der Bundesgesetzgeber eine regelmäßige Fortbildung der 
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psychosozialen Prozessbegleiter für deren hinreichende Qualifikation als 

selbstverständlich voraussetzt, die nähere Regelung jedoch der 

Landesgesetzgebung überlässt. Tatsächlich besteht die unabweisbare 

Notwendigkeit, die psychosoziale Begleitung nur durch solche Personen ausführen 

zu lassen, die für diese Tätigkeit besonders qualifiziert sind. Das setzt denklogisch 

voraus, dass sie es nach einmalig erworbener Qualifikation auch bleiben. Dies setzt 

eine regelmäßige Aktualisierung des Fachwissens durch entsprechende 

Fortbildungen voraus. Es gilt hierbei zu bedenken, dass die einmal theoretisch 

erworbenen Fachkenntnisse nicht sämtlich permanent in der Praxis benötigt und 

daher vergessen werden. Hinzu kommt, dass auf dem noch jungen Gebiet der 

psychosozialen Prozessbegleitung eine zunächst sehr rasche, aber auch nach ihrer 

Etablierung eine stetige Weiterentwicklung zu erwarten ist. Die Standards der 

psychosozialen Prozessbegleitung werden analog hierzu beständig auf den 

aktuellen Stand der Diskussion und der Wissenschaft gebracht werden (müssen).  

 

Die Notwendigkeit einer regelmäßigen Fortbildung gilt dabei gleichermaßen für die 

stetigen rechtlichen Änderungen durch Rechtsprechung und Gesetzgebung, wie für 

den aktuellen Stand der Wissenschaft der Viktimologie, Traumatologie und 

Psychologie und nicht zuletzt auch für die kontinuierliche Sensibilisierung für die 

oben erwähnten mannigfaltigen „Fallstricke“ der psychosozialen Prozessbegleitung 

im Kontext mit der unbewussten Einflussnahme auf die Aussageinhalte der 

begleiteten Geschädigten.  

 

Daher sollte der Entwurf um eine regelmäßige Fortbildungspflicht unter Nennung der 

kalenderjährlich jedenfalls zu absolvierenden Fortbildungsstunden ergänzt werden.  

 

c) Daneben wäre es aus unserer Sicht auch richtig, für die psychosoziale Tätigkeit die 

Inanspruchnahme von Supervision als verbindlich vorzusehen. In praktisch allen 

psychosozialen Berufen ist die Supervision längst ein nicht mehr wegzudenkendes 

Moment der Qualitätssicherung und Eigenvorsorge. Dies sollte bei der psycho-

sozialen Prozessbegleitung nicht anders sein. Im Gegenteil ist es mit Blick auf die 

mittelbaren Belastungen, die mit der Begleitung von Opfern schwerer und schwer-

ster Straftaten verbunden sein können, sinnvoll und notwendig, dieses selbstkritisch 

reflektierende und analysierende Element der qualitätssichernden und -steigernden 
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Auseinandersetzung mit dem individuellen Umgang der fachspezifischen 

Herausforderungen auch im Bereich der psychosozialen Prozessbegleitung als 

festen Bestandteil der Qualitätssicherung und Eigenvorsorge verbindlich zu 

integrieren. Wir empfehlen, dass psychosoziale Prozessbegleiter kalenderjährlich an 

mindestens einer zweistündigen Supervision aktiv teilgenommen haben müssen. 

 

4. 

Zu Abs. 3: Zuständigkeit für das Anerkennungsverfahren 

Die vorgesehene Zuständigkeit durch den Präsidenten des Oberlandesgerichts 

München ist grundsätzlich zu begrüßen. Es wird gleichzeitig angeregt, im Hinblick auf 

die Sachnähe zwischen der Anerkennung der Prozessbegleiter einerseits und der 

Anerkennungen von Aus- und Weiterbildungen andererseits zu differenzieren. Die mit 

vermutlich deutlich mehr Verwaltungsaufwand verbundene Anerkennung von Aus- und 

Weiterbildungsanbietern könnte gegebenenfalls dem Justizministerium übertragen 

werden. 

 

5. 

Zu Abs. 1 S. 5: Verzeichnis 

Ausdrücklich begrüßt wird die Regelung des personenbezogenen Verzeichnisses, in 

Abgrenzung zu einem Verzeichnis, dass auch eine Aufnahme von Organisationen 

ermöglicht. Die Beiordnung erfolgt ebenso personengebunden, wie die Anerkennung 

des jeweiligen psychosozialen Prozessbegleiters. Deshalb ist auch das Verzeichnis 

personengebunden zu halten. Ebenfalls uneingeschränkt sachgerecht ist die 

Möglichkeit, dass das Verzeichnis etwaige Tätigkeitsschwerpunkte erfassen und 

abbilden soll. Kritisch wird hingegen die Aufnahme des Befristungsdatums gesehen. 

Eine Notwendigkeit, dies in einem Verzeichnis zu publizieren, besteht nicht und kann zu 

Missverständnissen dergestalt führen, dass von einer nach diesem Zeitpunkt fehlenden 

Anerkennung ausgegangen wird, ohne den zu erwartenden Regelfall einer fortgeset-

zten Anerkennung zu berücksichtigen. Die hiermit verbundenen Unsicherheiten und 

Benachteiligungen bei der Beiordnung gerade der erfahreneren Prozessbegleiter, deren 

Befristungsdatum naht, sollte vermieden werden. 
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6. 

Zu Abs. 5: Übergangsvorschrift 

Mit einiger Skepsis wird die Möglichkeit einer vorzeitigen Zulassung von psychosozialen 

Prozessbegleitern gesehen, welche die Aus- und Weiterbildung zwar begonnen, aber 

noch nicht abgeschlossen haben. Zwar basiert diese Regelung auf der in § 11 

PsychPbG eröffneten Möglichkeit, trägt aber dem immanenten Ausnahmecharakter 

nicht unmittelbar Rechnung. 

 

Grundsätzlich besteht wohl Einigkeit darüber, dass die Durchführung einer 

psychosozialen Prozessbegleitung nur mit besonders qualifizierten Kräften erfolgen 

soll. Nimmt man dies ernst, so verbietet sich dem Grunde nach die Durchführung einer 

psychosozialen Prozessbegleitung durch eine fachlich (noch) nicht hinreichend 

qualifizierte Person – und zwar grundsätzlich auch für eine begrenzte Übergangszeit. 

Ohnehin bliebe abzuwarten, mit welcher Dichte eine Beiordnung unmittelbar nach 

Inkrafttreten des § 406g StPO durch die Gerichte erfolgen wird. Die Sorge um eine 

fehlende Bedarfsdeckung im 1. Halbjahr 2017 ist gegenwärtig noch theoretischer Natur. 

Doch selbst wenn sie sich als berechtigt herausstellen sollte, so erscheint es mit Blick 

auf den zu befürchtenden Schaden für die Strafrechtspflege einerseits sowie die 

Geschädigten anderseits ratsamer, für wenige Monate mit weniger Prozessbegleitern 

auszukommen, als solche Begleiter einzusetzen, die hierfür wegen der noch nicht 

abgeschlossenen Aus- und Weiterbildung fachlich gerade (noch) nicht hinreichend 

qualifiziert sind. 

 

In jedem Fall aber sollte die Zulassung von psychosozialen Prozessbegleitern, deren 

fachliche Eignung wegen noch nicht abgeschlossener Aus- und Weiterbildung nicht 

gesichert ist, nur bei einem unabweisbaren Bedarf erfolgen. Dann aber sollte Abs. 5 

BayStrAG so gefasst werden, dass eine Anerkennung ohne entsprechend fachliche 

Eignung dem Ausnahmecharakter Rechnung trägt und auch nur bei konkretem Bedarf 

erfolgt. 

 


